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Gerechtigkeit – 1. Zum Begriff. ‹Gerecht› be-
deutete ursprünglich im Dt.: gerade, geradlinig, 
übertragen dann auch ganz allgemein: richtig, 
angemessen. Die für die �Ethik relevante Unter-
bedeutung davon ist: richtig, gemäß obligatori-
schen moralischen Standards für den intersub-
jektiven Umgang bei Interessenkonflikt. (Die 
Festlegung, daß die Gerechtigkeit (G.) sich nur 
auf den intersubjektiven Umgang bezieht, findet 
sich bereits bei Aristoteles.1) Supererogatorische 
(d.h. moralisch gute, aber freigestellte) Handlun-
gen sind demnach nicht gerecht, sondern mehr 
als gerecht; und Handlungen, die einen nur 
selbst betreffen, sind ebenfalls jenseits des Be-
reichs von gerecht und ungerecht. Gerecht sein 
können 1. einzelne Handlungen, verallgemeinert 
dann auch: 2. zu gerechten Handlungen dispo-
nierte Personen, 3. soziale Regelungen, vom 
einzelnen Vertrag bis hin zur gesamten gesell-
schaftlichen Ordnung, 4. Affekte, die sich an sol-
chen Standards orientieren (gerechter Zorn).  
G. im ethischen Sinne ist 1. die �Tugend des ge-
rechten Menschen, 2. das Gerechtsein einzelner 
Handlungen oder sozialer Regelungen (die G. 
dieser Handlung/Regelung besteht darin, daß 
...), 3. das Prinzip, also der Maßstab für gerechte 
Handlungen und soziale Regelungen. 
Die altgriech. Ausdrücke ‹dikaios› (gerecht) und 
‹dikaiosyne› (G.) stammen etymologisch von ‹di-
ke› (Recht), ab und bedeuten zunächst auch nur: 
rechtsgemäß, rechtschaffen bzw. Rechtlichkeit 
oder Tugend der Rechtsgemäßheit. Aristoteles 
führt aber bereits Belege für einen Wortgebrauch 
an, in dem auch Standards jenseits des positiven 
Rechts als die Grundlagen der G. unterstellt wer-
den, so daß er zwei Grundbedeutungen von 
‹dikaiosyne› annimmt: 1. Legalität und 2. gewis-
sen moralischen Standards entsprechend.2 Ety-
mologisch wie auch ideengeschichtlich hat sich 
das Konzept der G. erst allmählich von dem der 
�Legalität gelöst und ist philosophisch heute in 
dem Sinne völlig unabhängig von diesem, daß 
Prinzipien der G. eigenständig begründet werden 
und aus anderen Quellen entspringen als aus 
der Legalität, so daß Legalität als solche kein 
Prinzip der G. ist. G. ist ein Maßstab, dem auch 
das �Recht unterworfen ist und an dem es ge-
messen werden muß. 
 
2. Gebiete und Prinzipien der Gerechtigkeit 
Schon Aristoteles unterteilt verschiedene G.arten 
und G.begriffe nach den Gebieten, in denen sie 
Anwendung finden, oder den Gegenständen o-
der Themen, die sie behandeln, und diskutiert 
jeweils verschiedene Prinzipien für die einzelnen 
Gebiete.3 Diese Unterteilung von G.arten ist im 
Laufe der Philosophiegeschichte immer weiter 
ausdifferenziert worden; und es sind viele neue 
G.prinzipien entwickelt worden. 

(1) Formale G.: Die grundlegendste Unterschei-
dung ist die zwischen formaler und materialer G., 
wobei die formale G. Vorgaben für alle Arten der 
materialen G. macht, ohne aber schon inhaltlich 
irgendetwas festzulegen. Das unumstrittene 
Prinzip der formalen G. ist die (einfache) 
Unparteilichkeit (manchmal irreführenderweise 
auch als �‹Gleichheit› bezeichnet): Soziale 
Ordnungen (insbes. Rechtsordnungen) und 
einzelne Handlungen in dieser Ordnung sowie 
das individuelle moralische Handeln sind 1. an 
Prinzipien orientiert, also nicht willkürlich; und 
diese Prinzipien sind 2. personenunabhängig, 
nicht parteiisch. Die zweite Bedingung kann man 
so präzisieren, daß in materialen G.prinzipien 
keine Individuenkonstanten für �Personen 
(keine Namen oder auf Erfahrung mit der Person 
beruhende Kennzeichnungen) enthalten sein 
dürfen. Die Idee ist, daß ohne solche 
Individuenkonstanten materiale Prinzipien nicht 
gezielt auf den Vorteil einzelner zugeschnitten 
werden können. Eine schon umstrittene, 
universalistische Verschärfung dieses Prinzips ist 
die universalistische Unparteilichkeit, daß 
materiale G.prinzipien überhaupt keine 
derartigen Individuenkonstanten enthalten dürfen 
außer solchen für Abstrakta. Damit soll 
verhindert werden, daß moralische Prinzipien ge-
zielt auf die �Interessen bestimmter Gruppen, 
etwa einer Nation oder der heute Lebenden, 
zugeschnitten werden. Auch universalistische 
Unparteilichkeit schließt jedoch eine etwas 
verstecktere Bevorzugung bestimmter Gruppen 
oder gar Individuen nicht aus – etwa aller Unter-
nehmer mit einem bestimmten Einkommen oder 
aller Philosophieprofessoren. Immer wieder ist versucht worden, aus der Un-
parteilichkeit material gehaltvolle G.prinzipien zu 
entwickeln.4 Dies kann nicht gelingen, weil Un-
parteilichkeit (im oben erläuterten Sinn) eben nur 
ein formales Prinzip ist, das fordert, daß, wenn 
wegen einer Situation vom Typ F A getan wor-
den ist, auch in allen andern Situationen vom 
Typ F A getan werden muß. Daraus folgt eben 
nicht, welche Eigenschaft F wesentlich ist und für 
welche Art A von Handlung sie ein Grund sein 
soll. Um wesentliche Eigenschaften und morali-
sche Reaktionen darauf festzulegen sind des-
halb materiale Prinzipien der G. erforderlich. 
(2) Materiale G.: Materiale G. besteht, wenn die 
von der formalen G. geforderten Prinzipien be-
stimmten inhaltlichen Standards genügen. Die 
Arten der materialen G. kann man in zwei Haupt-
gruppen einteilen: 2.1. G.arten, die (unter G.ge-
sichtspunkten) ideale Verhältnisse zum Thema 
haben (ideale G.), und 2.2. G.arten zur Korrektur 
nichtidealer Verhältnisse (korrektive G.). 

 
2.1 Ideale Gerechtigkeit 
(1) Distributive, Verteilungs-G.: Die distributive 
oder Verteilungs-G. (manchmal auch ‹austeilen-
de G.› genannt) hat die Verteilung zunächst ein-



mal materieller Güter zum Thema. Bei einem 
sehr viel abstrakteren Verständnis von menschli-
chen ‹Gütern› hat die distributive G. dann auch 
die Verteilung von individuellen �Nutzen zum 
Thema. Auf letzteres und auf Prinzipien der Ver-
teilungs-G., die sich speziell auf die Nutzenvertei-
lung beziehen, wird unten (s. 3) noch eingegan-
gen werden. Prinzipien für die gerechte Vertei-
lung (zunächst einmal) materieller Güter sind u. 
a.: das Proportionalitäts- oder Verdienstprinzip: 
‹Jedem, wie es ihm gebührt› (‹suum cuique›) – 
wobei, je nach Auffassung, völlig unterschiedli-
che Dinge als Verdienst angesehen werden -; 
insbes. das Leistungsprinzip: ‹Jedem nach/ pro-
portional zu seiner Leistung›5; das Bedürfnisprin-
zip: ‹Jedem wenigstens so viel an Gütern, daß 
seine Grundbedürfnisse befriedigt werden (so 
daß er sein Leben erhalten und einen minimalen 
Standard an Wohlbefinden erreichen kann)›6; der 
Egalitarismus: ‹Allen gleich viele Güter›7; das 
Prinzip der Neidfreiheit: ‹Güter sind so zu vertei-
len (und z.T. durch Tausch umzuverteilen), daß 
am Schluß niemand das Güterbündel eines an-
deren haben möchte›8; das kommunistische 
Prinzip: ‹Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem 
nach seinen Bedürfnissen›9; das Maximinprinzip: 
‹Die Produktion und Verteilung von Gütern sollen 
so organisiert sein, daß der bei dieser Organisa-
tionsform Schlechtestgestellte mehr (oder we-
nigstens genauso viel) erhält als der bei anderen 
Organisationsformen Schlechtestgestellte›10; das 
Leximinprinzip: ‹Zunächst wird das Maximinprin-
zip angewendet; sind nach dem Maximinprinzip 
zwei oder mehr Organisationsformen gleich gut, 
ist diejenige vorzuziehen, bei der der Am-zweit-
schlechtesten-Gestellte mehr bekommt; sind 
dann immer noch zwei oder mehr Organisations-
formen gleich gut, ist diejenige vorzuziehen, bei 
der der Am-drittschlechtesten-Gestellte mehr be-
kommt, usw.›11  
In der Umweltethik ist ein Prinzip der Nachhaltig-
keit (‹sustainability›) für die intergenerationelle 
Güterverteilung entwickelt worden, von dem es 
eine Fülle von sehr unterschiedlichen Varianten 
gibt12; die gemeinsame Grundidee ist, daß die 
eigene Wirtschaftsweise beliebig in die Zukunft 
verlängert werden kann. Eine Konkretisierung 
besagt beispielsweise, daß eine Generation 
höchstens so viel an erneuerbaren Ressourcen 
verbrauchen darf, wie in der Verbrauchszeit er-
neuert wird (‹Zinsen›), und daß sie von nicht er-
neuerbaren Ressourcen (‹Kapital›) nur etwas 
verbrauchen darf, wenn sie mindestens gleich-
wertigen Ersatz an anderen Kapitalformen (z.B. 
technische oder Kulturgüter) schafft – wobei al-
lerdings die Definition der ‹Gleichwertigkeit› noto-
rische Probleme bereitet.13 
Während die bisher aufgelisteten Prinzipien das 
Empfangen von Gütern regeln wollen, bezieht 
sich das Subsidiaritätsprinzip auf das Geben von 
Gütern: Bezüglich des Empfangs von Gütern 
wird eine Art Bedürfnisprinzip vorausgesetzt; 

denjenigen, die ihre (Grund-)�Bedürfnisse dann 
nicht aus eigener Kraft befriedigen können, müs-
sen die benötigten Güter von derjenigen nächst-
größeren Gruppe zur Verfügung gestellt werden, 
die dazu in der Lage ist, ohne ihre eigene  
(Grund-)Bedürfnisbefriedigung zu gefährden 
(und ohne unzumutbar belastet zu werden): von 
der Familie, der Gemeinde, mittleren Gebiets-
körperschaften, vom Staat, von der Staatenge-
meinschaft.14 Der (radikale) Liberalismus (nach 
amerikanischem Sprachgebrauch: ‹Republika-
nismus›) lehnt jede Art von Verteilungs-G. als 
Beschränkung der �Freiheit und partielle Ver-
sklavung der durch die Verteilungs-G. zu Zah-
lungen Verpflichteten ab.15 
(2) Legale G.: Thema der legalen G. ist das Ver-
hältnis der Subjekte zum �Recht (also nicht das 
Recht selbst; das Recht selbst kann nach allen 
anderen Arten der materialen G. beurteilt wer-
den). Prinzipien der legalen G. sind z.B.: (konse-
quente) Legalität, daß man sich immer an das 
geltende Recht zu halten hat; Billigkeit, daß, 
wenn eine gesetzliche Regelung wegen der not-
wendigen Allgemeinheit solcher Regelungen im 
vom Gesetzgeber unvorhergesehenen Einzelfall 
der Idee der G. widerspricht, man der Idee der G. 
folgen soll;16 Gewissensprinzip und Moralitäts-
prinzip, daß man bei (gravierenden) Ungerech-
tigkeiten des geltenden Rechts, seinem 
�Gewissen bzw. seiner �Moral folgen soll. 
Außerdem gibt es noch u.a. folgende Arten der 
idealen materialen G.: 
(3) Bei der protektiven oder schützenden G. geht 
es um den Schutz gegen Übergriffe anderer, z.T. 
auch gegen die Unbilden des Lebens. Prinzipien 
der protektiven G. sind die diversen Menschen-, 
Freiheits- und Eigentumsrechte. 
(4) Die prozedurale oder Verfahrens-G. hat das 
Vorgehen in Entscheidungsverfahren zum Ge-
genstand. Eines ihrer Prinzipien ist die (formale) 
Chancengleichheit. 
(5) Thema der Positions-G. ist die Verteilung und 
Vergabe von sozialen Positionen, speziell von 
Ämtern. Ein Prinzip der Positions-G. ist die mate-
riale Chancengleichheit. 
(6) Gegenstand der kommutativen oder Tausch-
G. ist der Gütertausch. Prinzipien sind z.B. Wert-
gleichheit oder Freiwilligkeit. 
(7) Thema der kontributiven, partizipatorischen 
oder Teilnahme-G. ist die aktive und produktive 
Partizipation am Gesellschaftsleben und an der 
Gestaltung der Gesellschaft. Prinzipien sind z.B. 
das Recht auf Arbeit und auf politische und be-
triebliche Mitbestimmung. 
 
2.2 Korrektive Gerechtigkeit 
(1) Redistributive, umverteilende G.: Die redistri-
butive G. hat ungerechte Güterverteilungen zum 
Thema. Ihre Ziele sind in den Prinzipien der Ver-
teilungs-G. festgelegt. 
(2) Kompensatorische, ausgleichende G.: Thema 
der kompensatorischen G. sind natürliche und 



soziale Benachteiligungen beim Zugang zu sozi-
alen Positionen, aber auch allgemeiner bei der 
Erlangung von Lebensglück oder bei der Fähig-
keit zum Gütererwerb. Ein Versicherungs-Prinzip 
der ausgleichenden G. ist, daß Menschen mit 
angeborenen Benachteiligungen, die das Wohl-
befinden oder die Leistung einschränken, Ent-
schädigungen erhalten in Höhe der Zuwendun-
gen, die eine Versicherung für solche Benachtei-
ligungen zahlt, wenn sie später im Leben erwor-
ben werden.17 
(3) Restitutive, wiedergutmachenende G.: Die 
wiedergutmachende G. hat von Menschen zu 
verantwortende Schäden zum Thema. Ein Teil-
prinzip der wiedergutmachenden G. ist das Ver-
ursacherprinzip, daß der Verursacher des Scha-
dens für den Schaden aufzukommen hat. Weite-
re Prinzipien betreffen dann das Ausmaß der 
Entschädigung, etwa daß eine einfache Erstat-
tung materieller Schäden genügt oder daß höhe-
re Entschädigungen zu leisten sind. 
(4) Retributive, vergeltende G. und strafende G.: 
Thema der vergeltenden G. sind individuell ver-
ursachte ‹Schieflagen› der sozialen Ordnung; 
dies können negative Schieflagen sein, Rechts-
verletzungen, aber auch positive, nämlich be-
sondere moralische Leistungen. Ein ziemlich 
krudes und in vielen Fällen überhaupt nicht reali-
sierbares Prinzip der vergeltenden G. ist die Re-
ziprozität, daß derjenige, der erstmalig anderen 
einen Schaden zugefügt oder Nutzen verschafft 
hat, (einigermaßen) Gleichwertiges (möglichst 
vom Empfänger) zurückerhalten soll.  
Die strafende G. ist dann der negative Spezialfall 
der vergeltenden G. Prinzipien, die notwendige 
Bedingungen der strafenden G. angeben, sind z. 
B. ‹keine Strafe ohne Gesetz›, Verbot der Dop-
pelbestrafung und eine Fülle von Prinzipien der 
Zurechenbarkeit, wer überhaupt in welchem Um-
fang zur Verantwortung gezogen werden darf 
und muß. Daneben gibt es eine Reihe konkurrie-
render Prinzipien für Ausmaß und Art der Straf-
zumessung: die Lex talionis ‹Auge um Auge, 
Zahn um Zahn› – dies ist der negative Teil des 
Reziprozitätsprinzips -; das Vergeltungsprinzip 
i.e.S., daß Rechtsverletzungen durch Zufügung 
eines nicht unbedingt gleich großen, aber doch 
mit der Schwere des Vergehens monoton wach-
senden Übels vergolten werden müssen – die 
Lex talionis ist ein Spezialfall des Vergeltungs-
prinzips -; das Sühneprinzip; das Abschre-
ckungsprinzip, daß Strafen so zu dimensionieren 
sind, daß ein hinreichender (wenn auch nicht 
vollständiger) Abschreckungseffekt eintritt; das 
Resozialisierungsprinzip, daß die Art der Strafe 
der Resozialisierung dienen muß. 
Viele Ethiken stellen Forderungen gleich für 
mehrere Gebiete der G. Rawls’ Theorie der G. 
etwa kombiniert (i.) die Forderung nach maxima-
len Freiheitsrechten auf dem Gebiet der protekti-
ven G. mit (ii.) der Forderung nach 
Chancengleichheit auf dem Gebiet der 
prozeduralen G. und (iii.) der Forderung nach 

und (iii.) der Forderung nach Maximin-Verteilung 
materieller Güter auf dem Gebiet der distributiven 
G.18 Eine recht komplizierte Kombination von 
G.prinzipien enthält Dworkins Konzeption der 
Ressourcengleichheit.19 
 
3. Prinzipien der gerechten Nutzenverteilung 
Die verschiedenen Gebiete der G. und erst recht 
die Fülle der Prinzipien für alle diese Gebiete 
sind kaum überschaubar. Theoretisch tieferge-
hende Ansätze versuchen deshalb, ‹Prinzipien› 
der oben erwähnten Art aus fundamentaleren 
Prinzipien zu entwickeln. Sie gehen dabei von 
der Einsicht aus, daß es bei allen materialen Ge-
rechtigkeiten darum geht, den Benefiziaren, Be-
günstigten der G. gewisse Güter i.w.S. (also nicht 
nur materielle Güter, sondern z.B. auch Mitbe-
stimmungschancen, soziale Positionen und 
Grundrechte) zu garantieren, die für diese We-
sen einen bestimmten �Nutzen haben. Die fun-
damentalen Prinzipien beziehen sich deshalb nur 
noch (oder hauptsächlich) auf die individuellen 
Nutzen, für die bestimmte Verteilungen gefordert 
werden. Aus diesen fundamentalen Prinzipien 
werden dann konkretere entwickelt, z.B. auch ei-
nige in 2. genannte. G.theorien dieser Art kann 
man als ‹nutzenaggregierende› oder ‹Wohl-
fahrtsethiken› bezeichnen. Viele von ihnen defi-
nieren einen quantitativen Begriff der ‹morali-
schen Wünschbarkeit› oder der ‹sozialen Wohl-
fahrt› und damit dann den der ‹G.› – ‹gerechte 
soziale Ordnung› z.B. als: diejenige soziale Ord-
nung, deren moralische Wünschbarkeit maximal 
ist oder einen bestimmten Wert nicht unterschrei-
tet. 
Die einflußreichste nutzenaggregierende Ethik ist 
der �Utilitarismus: Die moralische Wünschbar-
keit eines Ereignisses oder einer sozialen Ord-
nung ist danach gleich der Summe der individu-
ellen Nutzen dieses Ereignisses oder dieser 
Ordnung für alle Wesen; und gerecht sind sozia-
le Ordnungen, deren einzelne Regeln dazu füh-
ren, daß dieser moralische Nutzen maximal ist. 
Mit diesem fundamentalen Prinzip können kon-
kretere (G.-)Regeln begründet oder verworfen 
werden.20 Aus dem utilitaristischen Prinzip kann 
man z.B. unter bestimmten Bedingungen einen 
Einkommensegalitarismus bei der Verteilungs-G. 
ableiten; die wichtigsten Bedingungen sind: 1. 
Menschen haben eine konkave Nutzenfunktion 
über Einkommen (d.h., je höher ihr Einkommen 
bereits ist, desto weniger vermehrt ein zusätzli-
cher einheitlicher Geldbetrag den individuellen 
Nutzen); 2. diese Nutzenfunktionen sind inter-
subjektiv gleich; 3. die Menge des zu verteilen-
den Einkommens hängt nicht von der Art der 
Verteilung ab.21 Allerdings sind die Bedingungen 
2 und 3 nicht erfüllt.22 Bentham hat diverse Re-
geln der Bestrafung (retributive G.) utilitaristisch 
begründet: Welches Strafmaß ist hoch genug, 
um hinreichend abzuschrecken, aber doch nicht 
so hoch, daß die Grausamkeit der Strafe den 



Abschreckungsgewinn übertrifft?23 
Der Utilitarismus ist jedoch massiv kritisiert wor-
den. Die beiden wichtigsten Einwände sind: 1. Er 
erlaube Grundrechtsverletzungen, wenn dies der 
Nutzensummenmaximierung diene; 2. weil die 
Bedingungen zur Ableitung des Güteregalitaris-
mus gerade nicht erfüllt seien, führe der Utilitaris-
mus zu sehr ungerechten Einkommens- und 
sonstigen Güterverteilungen. Der zweite Ein-
wand wurde sogar so generalisiert: Dadurch daß 
der Utilitarismus sich nur an der Nutzensumme 
und nicht an ihrer Verteilung orientiere, sei er ge-
rade kein Prinzip zur Grundlegung der – insbes. 
distributiven – G. 
Reaktionen auf diese Kritiken waren, zum einen 
die protektive G. als unabhängige G.forderung zu 
betonen24, zum anderen eine Reihe von Vor-
schlägen, die Definition der ‹moralischen 
Wünschbarkeit› so zu ändern, daß schon bei der 
Nutzenaggregation Prinzipien der Verteilungs-G. 
berücksichtigt werden, so daß gerechtere Nut-
zenverteilungen zu höheren moralischen 
Wünschbarkeiten führen. Zum Teil greifen diese 
Vorschläge auf die Prinzipien zur gerechten Ver-
teilung materieller Güter zurück. Der reine Egali-
tarismus und das Leximin- oder Maximinprinzip 
eignen sich zwar nicht als Prinzipien zur Nutzen-
verteilung, weil dies beim Egalitarismus erfordern 
würde, die Nutzenniveaus aller Menschen auf 
das Niveau derjenigen bedauernswerten Perso-
nen zu reduzieren, die trotz aller Anstrengung 
das niedrigste Nutzenniveau haben, und weil 
dies bei Leximin und bei Maximin erfordern wür-
de, quasi alle Ressourcen dieser Welt für win-
zigste Nutzensteigerungen der Schlech-
testgestellten zu verausgaben. Allerdings können 
sowohl der Egalitarismus als auch das Lexi-
minprinzip in sinnvoller Weise mit dem Nutzen-
summenprinzip kombiniert werden: Trapps 
G.utilitarismus und Reschers effective-average-
Prinzip etwa subtrahieren von der Nutzensumme 
jeweils ein Maß für die Ungleichverteilung, Trapp 
die (gewichtete) Summe aller Differenzen zwi-
schen den Nutzenniveaus der verschiedenen In-
dividuen25, Rescher die halbe Standardabwei-
chung der individuellen Nutzen.26 Lumers Utilex 
27 ist eine Synthese aus Utilitarismus und Lexi-
min: Die individuellen Nutzen werden nicht ein-
fach addiert, sondern vor der Addition moralisch 
so gewichtet, daß Nutzenzuwächse für schlecht-
gestellte Personen moralisch sehr viel höher be-
wertet werden als Nutzenzuwächse für Gutge-
stellte. (Die moralische Gewichtung ergibt sich 
aus einer konkaven moralischen Gewichtungs-
funktion über dem individuellen Nutzen.) Nutzen-
zuwächse für Schlechtestgestellte werden je-
doch nicht unendlich viel höher bewertet als die 
für Bessergestellte – wie bei Leximin -, so daß 
leicht zu erzielende Nutzenzuwächse für Gutge-
stellte durchaus auch Nutzenzuwächsen für die 
Schlechtestgestellten vorgezogen werden kön-
nen, wenn man sich an letzteren ‹die Zähne 

ausbeißen› würde. Utilex ist also trotz Bevorzu-
gung der Schlechtgestellten ökonomischer als 
Leximin. Durch das primäre Augenmerk auf die 
Schlechtgestellten verschwindet zudem die am 
Utilitarismus kritisierte Diskriminierung Schlecht-
gestellter. Nagels ‹Egalitarismus› 28 verficht die-
selbe Grundidee, jedoch bloß qualitativ und nicht 
ganz ausformuliert. Gaertner hat empirisch fest-
gestellt, daß bei intuitiven moralischen Urteilen 
häufig Prinzipien wie Utilex angewendet wer-
den.29 Höffes G.kriterium des distributiven Vor-
teils fordert, daß eine gerechte Gesellschaft für 
jeden einzelnen besser sein muß (starke Pareto-
superiorität) als die Anarchie im Sinne eines 
Hobbesschen Naturzustandes.30 
 
4. Begründung und Kritik von Gerechtigkeits-
prinzipien 
Kein einziges der materialen G.prinzipien ist un-
umstritten, alle werden in irgendeiner Hinsicht kri-
tisiert. Die meisten dieser Kritiken sind jedoch 
vom aktuell sehr modischen Typ der intuitionisti-
schen Kritik: Es werden irgendwelche Beispiele 
angeführt, bei denen das jeweils kritisierte 
G.prinzip zu einer Entscheidung gelangt, die 
mehr oder weniger weit verbreiteten moralischen 
Intuitionen widerspricht. Diese Intuitionen orien-
tieren sich aber wieder an konkurrierenden 
G.prinzipien, so daß dieser Kritiktyp darauf hi-
nausläuft, den G.prinzipien entgegenzuhalten, 
daß sie jeweils einem konkurrierenden G.prinzip 
widersprechen. (Die einzelnen Kritiker bringen in 
gewisser Weise hauptsächlich ihre Abscheu vor 
den i.E. perversen moralischen Ansichten ande-
rer Autoren zum Ausdruck.) Da kein einziges der 
angeführten G.prinzipien in dem Sinne völlig ab-
wegig ist, daß es nicht irgendwelche Anhänger 
hat, ist diese Art von Kritik zwar nicht sinnlos, a-
ber wenig fruchtbar, weil mit ihr eigentlich kein 
ernsthafter Kandidat für ein zu implementieren-
des G.prinzip endgültig ausgeschieden werden 
kann. 
Für eine theoretische Entscheidung zwischen 
den G.prinzipien sind ihre �Begründungen und 
die Kritik solcher Begründungen wichtiger als die 
intuitive Kritik. Leider enthalten nun viele G.theo-
rien überhaupt keine klaren systematischen Be-
gründungen der von ihnen vorgeschlagenen 
Prinzipien; vielfach orientieren sie sich – ohne je-
de Methodendiskussion – an den moralischen In-
tuitionen ihrer Autoren (z.B. Dworkins Ressour-
cengleichheit). Es gibt allerdings auch einige me-
thodisch klare Begründungen, u.a.: 1. Rawls und 
Trapp begründen ihre G.prinzipien methodisch 
intuitionistisch: Es handelt sich jeweils um elabo-
rierte Systematisierungen der eigenen morali-
schen Intuitionen.31 2. Nozick stützt seine Ableh-
nung jeder Art von Verteilungs-G. auf das �Na-
turrecht (in der Version von Locke), indem er zu 
zeigen versucht, daß sich aus dem Naturrecht 
keine Verteilungs-G. herleiten läßt.32 Allerdings 
begründet Nozick dieses Naturrecht selbst nicht 



und auch nicht, wieso es den Maßstab aller Mo-
ral bilden soll. 3. Lumers Utilex ist durch Rekurs 
auf Empathie, also ein bestimmtes Motiv, be-
gründet: Maximierung des Utilex-Werts führe un-
ter bestimmten empirischen Annahmen zu einer 
Optimierung des Mitgefühls: möglichst viel Mit-
freude und möglichst wenig Mitleid. 4. Viele Utili-
taristen gehen davon aus, daß der Utilitarismus 
aus (i.) der Berücksichtigung des individuellen 
Wohls, (ii.) dem Universalismus (s.o., formale G.) 
und (iii.) der Maximierungsidee folgt. Wie schon 
die Existenz anderer Wohlfahrtsethiken zeigt, die 
ebenfalls diesen drei Bedingungen genügen (et-
wa Ethiken mit egalitaristischen oder Leximin-
komponenten, s.o.), kann dies nicht stimmen. 
In der Theorie praktischer Begründungen werden 
Bedingungen formuliert, denen eine triftige prak-
tische Begründung, insbes. eine triftige prakti-
sche Begründung von G.prinzipien genügen 
muß. Zu diesen Bedingungen gehören u.a.: 1. 
Motivierende Wirkung: Eine praktische Begrün-
dung für ein G.prinzip muß eine Anfangsmotiva-
tion erzeugen, gemäß dem Prinzip zu handeln. 
2. Aufklärungsstabilität der motivierenden Wir-
kung: Diese Anfangsmotivation darf durch zu-
sätzliche wahre Informationen nicht zerstört wer-
den.  
Die zuletzt skizzierte Begründung des Utilitaris-
mus ist als Begründung nicht einmal stringent in 
dem Sinne, daß sie tatsächlich das zu begrün-
dende Prinzip auszeichnet. Der methodische In-
tuitionismus und der Rekurs auf das Naturrecht 
hingegen sind immer nur für eine begrenzte 
Menge von Personen motivierend, nämlich die-
jenigen, die den jeweiligen Intuitionen oder dem 
Naturrecht anhängen. Da auch solche Anhän-
gerschaften in der Regel historisch zufällig ent-
stehen, biographischem Wandel unterworfen 
sind und die genannten zwei Begründungsver-
fahren keinen systematischen Weg zu den von 
ihnen favorisierten Prinzipien zeigen, ist die Moti-
vation auch bei der tatsächlichen augenblickli-
chen Anhängerschaft nicht aufklärungsstabil. Un-
ter den genannten Begründungswegen bleibt 
damit nur noch die Begründung über die Empa-
thie als Kandidat für eine triftige Begründung ei-
nes G.prinzips. Aber auch der Empathie wird 
häufig entgegengehalten, sie sei kein aufklä-
rungsstabiles Motiv; denn wegen der morali-
schen Kosten des Mitgefühls, wäre es besser, 
sich dieses Gefühl abzutrainieren. Letztere An-
nahme ist allerdings vermutlich falsch: Sich das 
Mitgefühl abzutrainieren hat enorm hohe Kosten 
im privaten zwischenmenschlichen Bereich – 
echte Freundschafts- und Liebesbeziehungen 
sind dann nicht mehr möglich -, die die geringen 
Kosten durch den moralischen Einsatz deutlich 
überwiegen. 
 
5. Ausdehnung der Verteilungsgerechtigkeit 
Aktuell wird diskutiert, wie weit und stark die Ver-
teilungs-G. ausgedehnt werden soll, ob sie na-

tional beschränkt bleiben oder international aus-
gedehnt werden muß und ob und wie weit sie 
sich in die �Zukunft erstrecken muß. 
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